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Agrarreform gegen Deutſche 


In der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November v. J. þat fih 
die polniſche Regierung zur Einhaltung folgenden Grundſatzes verpflichtet: „Die Ange⸗ 
pörigen der Minderheit ... genießen auf wirtſchaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie 
die gehörigen des Staatsvolkes, insbeſondere hinſichtlich des Beſitzes 
oder Erwerbs von Grundſtücken“. Wer etwa gehofft hat, daß die polniſche 
Regierung auf Grund dieſer ihrer Erklärung die deutſchfeindliche Tendenz der ſogenannten 

grarreform abſtoppen oder doch zum mindeſten abmildern werde, hat Gelegenheit 
gehabt, ſich durch die im „Dziennik Uſtaw“ vom 15. Februar veröffentlichte Lifte der 
im Jahre 1933 zur Zwangsparzellierung herangezogenen Güter 
eines Beſſeren belehren zu laſſen. Wieder iſt es, wie in all den Jahren zuvor, in über⸗ 
wiegendem Maße der in deutſcher Hand befindliche Großgrundbeſitz in Poſen und Pomme⸗ 
rellen, der die zur Zwangsparzellierung beſtimmten Flächen hergeben muß. In ganz 
Polen find im laufenden Jahre 38 778 ha zur Zwangsparzellierung beſtimmt. Davon 
entfallen auf die Wojewodſchaft Poſen 22 540 ha und auf die Wojewodſchaft Pomme⸗ 
rellen 13 659 ha, auf die beiden Weſtwojewodſchaften zuſammen alſo 36499 ha. Und 
hiervon wiederum find 2 2 2 5 4 ha, nämlich 13 649 ha in Poſen und 8 605 ha in Pomme⸗ 
rellen, vom deutſchen Großgrundbeſitz für die Zwangsparzellierung zur 
Verfügung zu ſtellen. ` 

Es fei in dieſem Zuſammenhang noch einmal ein Rückblick auf die im Jahre 
1926 einfeßende Wirkſamkeit des Agrarreformgeſetzes in Poſen 
und Pommerellen gegeben. Bei Inkrafttreten des Geſetzes hat es in dieſen beiden 
Wojewodſchaften insgeſamt 1 262 215 ha in privater Hand befindlichen Großgrundbeſitz 
gegeben. Davon ſind 929 000 ha landwirtſchaftlich genutzte Fläche geweſen, und hiervon 
wiederum haben 684 460 ha der Agrarreform unterlegen. Von dieſen 
681 460 ha find bisher 165 626 ha (= 24,3 v. H.) zur Zwangsparzellierung 
herangezogen worden. Aus der nachfolgenden Uleberſicht ergibt fih nun, in welch 
ungleich ſtärkerem Maße als der polniſche der deutſche Beſitz von der Zwangspaczellierung 
erfaßt worden iſt: 


Gefamt« Davon Davon Davon von Es bleiben Von der 1925 


größe des landwirt⸗ vorhandenen 
i unterliegen | der Zwangs⸗ zur 
ns gente der Agrare | parzellierung Paraeltierung winden aie 


befiges ha) Fläche (ha) reform (ha) erfaßt (ha) branſprucht 


Potnifher Beſitz 
Doſe·nn. 622 660 469 760 358 070 33621 324 449 9,4% 
Pommerellen 125 055 102 420 61 780 22 093 39 687 35,3 % 
Zuſammen 747 715 572 180 4198.0 55714 364 136 13,3 9% 
Oeutſcher Beſitz 
Poſen. 346 370 235 220 179 710 53 603 126 107 29,7 9% 
Pomme rellen 168 130 121 600 81900 56 309 25591 68,8 % 
— —üUüà1Pͥ— 4 —́wõB.ę a a 
Zuſammen 514 500 | 356 82U 261610 109 912 151 698 419% 
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„Die ſtaatsrechtliche Trennung vom Reich kann nicht zu einer volkspolitiſchen Rechtloſigkeit 
führen, d. h. die allgemeinen Rechte einer volklichen Selbſtbeſtimmung, die übrigens in den 
14 Punkten Wilſons als Voraus ſetzung zum Waffenſtillſtand uns feierlich zugeſichert worden find, 
können nicht einfach mißachtet werden deshalb, weil es fih hier um Deutſche handelt. Es i ſt 
auf die Dauer für eine Weltmacht von Selbſtbewußtſein unerträglich, 
an ihrer Seite Volksgenoſſen zu wiffen, denen aus ihrer Sympathie 
oder aus ihrer Verbundenheit mit dem Geſamtvolk, feinem Schickſal 
und ſeiner Weltauffaſſung fortgeſetzt ſchwerſtes Leid zugefügt wird. 
Wir wiſſen genau, daß es eine alle befriedigende Grenzziehung in Europa kaum gibt. Allein um 
ſo wichtiger wäre es, unnötige Quälereien von nationalen Minoritäten zu vermeiden, um nicht 
zum Leid des politiſchen Getrenntſeins auch noch das Leid der Verfolgung wegen der Zugehörigkeit 
zu einem beſtimmten Volkstum hinzuzufügen. Daß es möglich iſt, bei einem guten Willen hier 
Wege des Ausgleichs bzw. der Entſpannung zu finden, iſt erwieſen worden. Wer aber eine 
ſolche Entſpannung oder einen ſolchen Ausgleich in Europa mit 
Gewalt zu verhindern verſucht, der wird eines Tages die Gewalt 
zwangsläufig unter die Völker rufen. Dem es fol nicht beſtritten werden, daß, 
ſolange Deutſchland ſelbſt ohnmächtig und wehrlos war, es viele dieſer fortgeſetzten Verfolgungen 
der deutſchen Menſchen an unſeren Grenzen einfach hinnehmen mußte. Allein ſo wie England 
ſeine Intereſſen über einen ganzen Erdteil hin vertritt, ſo wird auch das heutige Deutſchland ſeine, 
wenn auch um ſo viel begrenzteren Intereſſen zu vertreten und zu wahren wiſſen. Und zu 
dieſen Intereſſen des Deutſchen Reiches gehört auch der Schutz jener 
deutſchen Volksgenoſſen, die aus Eigenem nicht in der Lage ſind, ſich 
an unſeren Grenzen das Recht einer allgemeinen menſchlichen, poli⸗ 
tiſchen und weltanſchaulichen Freiheit zu ſiche rn.“ 

Adolf Hitler 
(Reichstagsrede vom 20. Februar 1938) 


— Ten ns 


Demnach hat fich die in Pofen und Pommerellen im Jahre 1925, alfo bei Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vorhandene Landreſerve zu 38,8 v. H. in deutſcher und zu 64,2 v. H. 
in polniſcher Hand befunden. Ganz anders verteilt ſich in nationaler Hinſicht jedoch 
die bisher zur Zwangsparzellierung katſächlich herangezogene Fläche. Von dieſer 
Fläche haben nämlich 66,3 v. H. aus deutſchem, aber nur 33,7 b. H. aus 
polniſchem Beſitz geſtammt. Die in Poſen und Pommerellen urſprünglich vor⸗ 
handene, in deutſchem Beſitz befindliche Landreſerve iſt bisher zu 
44,9 v. H., die in polniſcher Hand befindliche Landreſerve dagegen erſt zu 
13,3 v. H. zur Zwangsparzellierung herangezogen worden. Erheb⸗ 
lich ſtärker als im Poſenſchen iſt der deutſche Großgrundbeſitz in Pommerellen durch die 
Agrarreform in Mitleidenſchaft gezogen worden. In Poſen nämlich ſind von der deutſchen 
Großgrundbeſitzfläche, die der Agrarreform unterliegt, 35,3 v. H., in Pommerellen dagegen 
bereits 68,8 v. H. in Anſpruch genommen worden. Den polniſchen Großgrundbeſitz hat die 
Agrarreform in Poſen erft mit 9,4 v. H. und auch in Pommerellen erft mit 29,7 v. H. 
der in Betracht kommenden Fläche getroffen. An deutſchem Großgrund⸗ 
beſitz, der der Agrarreform unterliegt, ſind insgeſamt nur noch 
151 698 ha vorhanden. Der weitaus größte Teil davon liegt in der Wojewodſchaft 
Poſen, nämlich 126 107 ha. In Pommerellen find an ſolchem deutſchen Beſitz nur noch 
25 591 ha vorhanden. Auf Grund des Artikels 5 des Agrarreformgeſetzes (Muſterbetriebe 
uſw.) find dem deutſchen Beſitz in Pommerellen 16 635 ha und in Poſen 16 370 ha, ins- 
geſamt alſo etwa 33 000 ha von der Parzellierung freigeſtellt worden. Bringt man 
dieſe freigeſtellten Flächen von der noch vorhandenen deutſchen Landreſerve in Abzug, ſo 
ergibt ſich, daß in Poſen noch 8 956 ha und in Pommerellen noch 109 737 ha deutſchen 
Beſitzes übrig ſind, die der Agrarreform unterliegen. Das bedeutet, daß der deutſche 
Großgrundbeſitz in Pommerellen von der Agrarreform bereits 
nahezu liquidiert worden iſt. Nun iſt aber in einem Falle einem deutſchen 
Beſitzer der urſprünglich auf Grund des Artikels 5 gewährte Landzuſchlag nachträglich 
wieder abgefprochen worden. Ueber dem deutſchen Beſitz hängt demnach die ſtändige 
Drohung, daß auch noch die 33 000 ha, die ihm an Zuſchlägen gewährt worden ſind, zur 
Zwangsparzellierung angefordert werden. Ein ſolcher Zuſtand erhöht in beträchtlichem 
Maße das wirtſchaftsſchädigende Moment der Rechtsunſicherheit, das mit der Agrar⸗ 
reform für den deutſchen Beſitz ohnehin verbunden iſt. 
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Ergänzend fei noch einmal eine Ueberficht gebracht, die für die einzelnen Jahre die in 
Poſen und Pommerellen aus deutſchem und aus polniſchem Beſitz zur Zwangs- 
parzellierung herangezogenen Flächen verzeichnet. Es find demnach 
zwangsweiſe aufgeteilt bzw. zur Aufteilung angefordert worden: 


Poſen: Pommerellen: 

Deutſch Polniſch Deutſch Polniſch 

1926 4 300 ha 150 ha 6 500 ha 800 ha 
1927 4248 „ 2914 „ 5 565 „ 483 „ 
1928 1300 „ 1217 „ 2675 „ 2234 „ 
1929 1542 „ 300 „ 5760 „ 270 „ 
1930 5 200 „ 3 308 „ 5 455 „ 657 „ 
1931 ee A FN: [4 e vr 2 
1932 2646 „ 4291 „ 5054 „ 2642 „ 
1933 705 „ 360 „ 710 „ 300 „ 
1934 a: A SH 7 1032 „ 43 „ 
1935 3642 „ 3400 „ 2555 „ 1654 „ 
1936 3 660 „ 4550 „ 4784 „ 2 900 „ 
1937 12711 „ 4240 „ 7614 „ 3656 „ 
1938 13 649 „ 8891 „ 8 605 „ 5 054 „ 
1926—38 58 603 ha 33621 ha 56 309 ha 22 093 ha 


Bemerkenswert iſt es dabei, die Entwicklung des Verhältniſſes zu beobachten, in 
dem während der letzten Jahre der deutſche Beſitz zur Parzellierung herangezogen worden 
iſt. In Pommerellen hat der deutſche Anteil an der zwangsparzellier⸗ 
ten Fläche in den letzten drei Jahren 60,7 v. H., 62,3 v. H. und 67,6 v. H. betragen; 
er beträgt in dieſem Jahre 63,0 v. H. In Poſen hat ſich der deutſche Anteil in den letzten 
drei Jahren auf 51,7 v. H., 44,7 v. H. und 75,0 v. H. belaufen, und im laufenden 
Jahre auf 61,9 v. H. Dabei iſt darauf hinzuweiſen, daß die aus deutſchem 
Beſitz feit dem Abſchluß des e zur Zwangsparzellierung 
herangezogenen Flächen von Jahr zu Jahr und ſeit 1937 ſprung⸗ 
haft größer geworden find. Im Jahre 1935 find es „nur“ 6 197 ha geweſen, 
im laufenden Jahre aber ſind es 22 254 ha! Als einen Beitrag zur deutſch⸗polniſchen 
Verſtändigung kann man dieſe Entwicklung beim beſten Willen nicht bezeichnen. In jedem 
Falle bedeutet die Tatſache, daß im af. Jahre mehr deutſcher Beſitz als jemals 
in einem der voraufgegangenen Jahre zwangsweiſe aufgeteilt wird und daß der deutſche 
Beſitz in Poſen und Pommerellen zu 61,5 v. H. ſtatt, wie es dem Anteil der deutſchen 
Landreſerve entſpräche, zu 38,8 v. H. zur Zwangsparzellierung herangezogen wird, einen 
flagranten Berſtoß gegen Sinn und Wortlaut der Volks- 
gruppen-Erklärung vom 5. November v. J. 

Durch die deutſchfeindliche Tendenz der Agrarreform wird nicht nur das Deutſch⸗ 
tum in Poſen und Pommerellen, deſſen wirtſchaftliches Rückgrat fein gefunder 
Landbeſitz bildet, in feinem Lebensnerv getroffen; es wird auch das 
geſamte Wirtſchaftsleben dieſer Gebiete nachhaltig in Mit- 
leidenſchaft gezogen. Darüber, daß man ſich über dieſe Wirkung der unter 
volkspolitiſchen Kampfparolen durchgeführten Agrarreform auch auf polniſcher Seite 
im Klaren iſt, liegen zahlreiche Zeugniſſe vor. Es gehört auch keine überragende Intelli⸗ 
geng dazu, um das zu begreifen. Denn es ift klar, daß die Erſetzung eines infenfiv 
wirtſchaftenden und kapitalkräftigen deutſchen Großgrundbeſitzes durch ein an erfenfive 
Wirtſchaftsmethoden gewöhntes und jeden Betriebskapitals bares polniſches Siedler⸗ 
proletariat nicht nur zu einer Minderung der landwirtſchaftlichen Produktion führen, 
ſondern durch die Senkung der ländlichen Kaufkraft auch die ſtädtiſchen Gewerbe 
ſchädigen muß. Es iſt auch zu beachten, daß die Zerſchlagung des deutſchen Grund⸗ 
beſitzes eine direkte Schädigung des polniſchen Außenhandels be 
deutet; denn es ift eine nicht zu leugnende Tatſache, daß der größte Teil des agrariſchen 
Ueberfchuffes, den Polen zum Export zu bringen vermag, von den deutſchen Gütern 
der Wojewodſchaften Poſen und Pommerellen ſtammt, während die auf den aufgeteilten 
Flächen dieſer Güter angeſetzten polniſchen Bauern kaum mehr als für den eigenen Bedarf 
erzeugen. 

Dafür, daß es faſt durchweg wirtſchaftlich gut daſtehende 
Betriebe ſind, die in den Weſtwojewodſchaften durch die Agrar⸗ 
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reform zerſchlagen werden, ift die Beobachtung bezeichnend, daß im Rahmen 
dieſer Reform in den mittleren, öſtlichen und ſüdlichen Wojewodſchaften Polens faſt 
durchweg freiwillig, in den Weſtwojewodſchaften dagegen nahezu reſtlos zwangs⸗ 
weiſe parzelliert wird. Als Beweis können die Zahlen des letzten Jahres an= 
geführt werden. Die durch Verordnung des Staatspräſidenten vom 45. Februar 1937 
zur Aufteilung beſtimmten Flächen aus Privatbeſitz ſind in den Wojewodſchaften Kielce, 
Lublin, Bialyſtok, Wilna, Nowogrodek, Poleſien, Wolhynien, Tarnopol, Stanislau und 
Lemberg reſtlos freiwillig parzelliert worden. Von den entſprechenden Flächen in 
den Wojewodſchaften Warſchau, Lodz und Krakau ſind 80 v. H. gleichfalls freiwillig auf⸗ 
geteilt worden. Dagegen haben die Wojewodſchaften Poſen und Pomme⸗ 
rellen von den ihnen aufgetragenen 39 000 ha nur 2801 ha (= 7 v. H.) 
freiwillig parzelliert, ſo daß nunmehr der Reſt von 36 199 ha in der Form 
zwangsweiſe aufgeteilt wird, daß die Güter, die einen Teil ihrer Flächen abgeben müffen, 
behördlich feſtgeſetzt werden. Der Großgrundbeſitz der Weſtwojewodſchaften 
hat es nicht, wie der in den anderen Gebieten des polniſchen 
Staates, nötig, den Verſuch zu machen, ſich durch Landabgabe 
zu ſanieren. 

Hat ſich, wie oben gezeigt, im Laufe der letzten Jahre der auf dem deutſchen Groß⸗ 
grundbeſitz laſtende Druck der Agrarreform in empfindlichſter Weiſe verſchärft, fo ift auch 
in Zukunft — trotz der Volksgruppen⸗Erklärung vom 5. November v. J. — kaum 
mifeiner Milderung dieſes vernichtenden Druckes zurechnen. Es 
fei nur auf den im „Dziennik Uſtaw“ vom 15. Februar d. J. veröffentlichten Par: 
zellierungsplan für das Jahr 1939 verwieſen. Danach ſollen aus Privat⸗ 
beſitz im Jahre 1939 in den einzelnen Wojewodſchaften folgende Flächen im Rahmen der 
Agrarreform aufgeteilt werden: 


Warſchau 8000 Wilna 6000 Lemberg 8000 
Lodz 8000 Nowogrodek 5000 Krakau 1000 
Kielce 6000 Poleſien 12000 Schleſien 8000 
Lublin 9000 Wolhynien 6000 Poſen 25000 
Btalyitof 3000 Tarnopol 10000 Pommerellen 14000 


Stanislau 3000 


Das bedeutet, daß Schleſien, Poſen und Pommerellen 47000 ha, das 
ganze übrige Polen zuſammen dagegen nur 85 000 ha zur Parzellierung beizuftenern 
haben. Für Poſen und Pommerellen ſind dieſelben Zahlen wie für das Jahr 1938 feſt⸗ 
geſetzt worden. Bemerkenswert iſt, daß im Parzellierungsplan für 1939 zum erften 
Mal auch die Wojewodſchaft Schleſien erſcheint, auf deren oſtoberſchleſiſchen 
Teil während der Geltungsdauer der Genfer Dberfchlefienfonvention das Agrarreform: 
geſetz nicht hat angewandt werden können. Nach Ablauf der Konvention iſt die Agrar⸗ 
reform durch Gefeß vom 7. Aug ai 1937 auch auf Dftoberfchlefien ausgedehnt 
worden. Es heißt, daß die dort im Rahmen des Parzellierungsplanes angeforderte 
Fläche aus dem Beſitze des Fürſten von Pleß beſchafft werden ſoll. Die Perſon 
des Wojewoden Grazynſki gibt von vornherein die Gewähr dafür, daß die Agrarreform 
auch dort ſchonungslos als Kampfmittel gegen den deutſchen Beſitzſtand angewandt wird. 


Deuiſche Bildungsarbeit am Leitentum 


Als Heft 29 der „Schriften der Deutſchen Akademie“ iſt vor kurzem eine bedeutſame 
Arbeit von Heinrich Schaudinn „Deutſche Bildungsarbeit am lettiſchen 
Volkstum des 18. Jahrhunderts erſchienen (Verlag Ernſt Reinhardt, 
München 1937. 168 Seiten. Preis 4,30 RM.). Dieſes Buch verdient über das 
Thema, das es zum Gegenſtand hat, hinaus allgemeine Beachtung. Denn allen Völkern 
des europäiſchen Oſtens hat das deutſche Volk nicht nur während des 18. Jahrhunderts 
ebenſo wie dem lettiſchen Volke bei der Begründung und Entfaltung 
ihrer Nationalkulturenwertvollſte Dien fte geleiſtet. Und es hat ihnen 
dieſen ſeinen Beiſtand ſtets mit einer Selbſtloſigkeit zuteil werden laſſen, die auf 
der einen Seite, wenn man die in ihr zum Ausdruck kommende überquellende Geſtaltungs⸗ 
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und Mitteilungskraft des deutſchen Geiſteslebens bedenkt, zu einem gewiſſen Stolze 
berechtigt, die man auf der anderen Seite aber, wenn man die ſpäteren Auswirkungen 
dieſer deutſchen Erziehungsarbeit an fremdem Volkstum nach der politiſchen Seite hin 
überprüft, mit einem gewiſſen Bedauern feſtſtellen muß. Daß über Bedeutung 
und Wirkung dieſer deutſchen Arbeit bis in alle Einzelheiten hinein Klarheit geſchaffen 
wird, iſt um ſo notwendiger, als die Geſchichtsforſchung und die Propaganda der betreffen⸗ 
den Völker des Oſtens heute eine ihrer Hauptaufgaben darin erblicken, den deutſchen 
Einfluß auf die Entſtehung und Entfaltung ihrer nationalen Kulturen zu leugnen oder 
ar das Deutſchtum als ein Element erſcheinen zu laffen, das dieſe Kulturen durch die 
ahrhunderte hindurch unterdrückt hat und auszurotten beſtrebt war. 3 

Es follen daher aus der materialreichen Arbeit von Schaudinn einige der weſentlichſten 
Tatſachen aus der deutſchen Bildungsarbeit am lettiſchen Volkstum während des 18. Jahr⸗ 
hunderts angeführt werden. Die hauptſächlichſten Träger und Förderer dieſer Arbeit ſind 
die deutſchen Paſtoren in Livland und Kurland geweſen. Es muß aber 
gleich hinzugefügt werden, daß deren dem lettiſchen Volkstum dienendes Wirken keinen 

rfolg hätte zeitigen können, wenn es nicht von dem politiſch herrſchenden 
deutfhen Adel und dem wirtſchaftlich maßgebenden deutfchen 
Bürgertumtatkräftig und in der feſten Abſicht, das Lettentum nicht zu germa⸗ 
nifieren, unterſtützt worden wäre. Zwei aus dem deutſchen Mutterland kommende 
geiſtige Strömungen ſind es während des 18. Jahrhunderts vor allem geweſen, die der 
deutſchen Bildungsarbeit am lettiſchen Volkstum entſcheidende Anſtöße gaben: Die Ver⸗ 
tiefung des proteſtantiſchen kirchlichen Lebens durch den Pietismus und das Herrn- 
hutertum hat in dem Beſtreben, das Wort Gottes dem Volke in feiner eigenen 
Sprache näher zu bringen und das Volk felbft im kirchlichen Leben eine aktive Rolle 
ſpielen zu laſſen, zu einer verſtärkten Pflege und Förderung der lettiſchen Sprache 
geführt; und in derfelben, aber weniger kirchlich bedingten Richtung hat auch die Auf: 
klärung gewirkt, der in ihrer deutſchen Ausprägung die Idee zugrundegelegen hat, 
daß das Glück der Menſchen auf ihrer Freiheit und ihrer Bildung beruhe. Die Träger 
beider Geiſtesſtrömungen find in Livland und Kurland die Deutſchen geweſen, und als 
ihr ureigenſtes Werk muß man daher auch die Entwicklung einer lettiſchen 
Volksbildung und die Schöpfung eines lettiſchen Schrifttums, 
noch mehr: einer lettiſchen Schriftſprache, alſo die Schaffung derjenigen 
Elemente bezeichnen, denen es das Lettentum in hohem Maße zu verdanken hat; daß 
es als Volk überhaupt noch beſteht. Graf Zinzendorf, der Begründer der Herrnhuter 
Gemeinden, hat die Rolle, die die Deutſchen damals dem lettiſchen Volkstum gegenüber 
geſpielt haben, mit den Worten charakteriſiert: Die Deutfchen „find eben ein Volk, das 
ſich zu allen Nationen paßt, ſie alle liebt und ſich in ihre Weiſe zu ſchicken inkliniert mit 
Hinkanſetzung, ja ſelbſt zum Deſpekt feiner eigenen“. 

Generationen hindurch hat ſich das Deutſchtum, in erſter Linie die deutſche Paſtoren⸗ 
ſchaft mit Unterſtützung des deutſchen Adels, um die Entwicklung eines lettiſchen B o lf s- 
bildungsweſens bemüht. Dieſe Bemühungen haben in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts in Livland mit einem durch Patent des Generalgouverneurs vom 
18. April 1765 zum Geſetz erhobenen Landtagsbeſchluß ihren erfolgreichen und 
für ein halbes Jahrhundert gültigen Abſchluß gefunden. Dieſer Beſchluß hat die über das 
Land verſtreuten, ſchon ſeit Jahrzehnten beſtehenden Kirchſpielsſchulen, die von 
den deutſchen Paſtoren betreut und von den deutſchen Gutsbeſitzern unterhalten wurden, 
beſtätigt. Daneben aber ift in dieſem Landtagsbeſchluß auch der Hausunterricht 
als ein im Laufe der Zeit zu immer ſtärkerer Bedeutung gelangter Beſtandteil des lettiſchen 
Bildungsweſens anerkannt worden: diejenigen Bauern, denen Paſtor und Gutsherr die 
Befähigung zur Exteilung von Leſe⸗ und Katechismusunterricht beſcheinigten, ſollten 
„billig die Freiheit behalten“, ihre Kinder ſelbſt zu unterrichten; nur die Kinder der zum 
Unterricht nicht befähigten Eltern ſind zum Beſuche der von dem betreffenden Gutsherrn 
zu unterhaltenden Hofe sſchulen oder, wo eine ſolche auf kleineren Gütern nicht vor⸗ 
handen war, zum Beſuch der Kirchſpielsſchulen verpflichtet geweſen. Entſprechend dem 
ſchon ſeit langem beſtehenden Brauche hat der Landtagsbeſchluß die Paſtoren zur 
Beaufſichtigung aller Schulen wie auch des Hausunterrichtes 
verpflichtet und die ſäumigen Paſtoren und Gutsbeſitzer ebenſo wie die die Unter- 
richtung ihrer Kinder vernachläſſigenden Eltern mit Strafen bedroht. Praktiſch hat 
dieſe roman die Einführung der allgemeinen Schulpflicht für die 
lettiſche b Livlands gebracht. Wenn damals das Schwergewicht 
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des lettiſchen Landſchulweſens auf den Hausunterricht hat verlegt werden können, fo nur 
deshalb, weil in den Jahrzehnten zuvor in den Kirchſpiels⸗ und Hofesſchulen bereits 
eine ausreichende Zahl von Letten ſoweit herangebildet worden war, daß es möglich 
wurde, ihnen die Unterrichtung der Kinder im Leſen und im Katechismus (natürlich 
unter dauernder deutſcher Nachhilfe und Aufſicht) anzuvertrauen. In der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts hat ſich die Zahl der Schulen und der von den Pastoren in ſie 
eingewieſenen Kinder allmählich verringert; ſie hatten ihre Aufgabe, „Grahmatneeken“ 
für den den ländlichen Lebensbedingungen beſſer angepaßten Hausunterricht heran⸗ 
zubilden, erfüllt. 

Um dahin zu gelangen, iſt eine langwierige und geduldige Erziehungsarbeit an den 
lettiſchen Bauern notwendig geweſen. Große Schwierigkeiten hat es bereitet, die lettiſchen 
Kinder für den Schulbeſuch zu gewinnen. „Die Bauern find ſchwürig, ihre 
Kinder in die Schule zu geben“, hat es z. B. in einem Bericht aus dem Jahre 
1736 geheißen, „es wird alier ein ſtarker Nachdruck gefordert“. Im gleichen Jahre 
ift dann auf Grund der Bifitationsberichte des Oberkonſiſtoriums eine Geldſtrafe für 
ſäumige Eltern eingeführt worden. Die deutſchen Gutsbeſitzer haben für die 
Beſchaffung der notwendigen Lehrbücher, für den Unterhalt der Schulmeiſter, für die 
Verpflegung und Unterbringung der Schulkinder, die ſich wegen der weiten Entfernungen 
während der Schulzeit (von Martini bis Oſtern) zumeiſt ſtändig am Schulort aufhalten 
mußten beträchtliche Opfer gebracht. Schwierig iſt es auch, vor allem in den 
erſten Jahrzehnten nach der Notzeit des Nordiſchen Krieges, geweſen, trotz der natur⸗ 
gemäß geringen Anforderungen, die geſtellt wurden, die geeigneten Lehrkräfte für die 
Kirchſpiels⸗ und Hofesſchulen zu finden. Die Generalin Hallart hat auf Wolmarshof im 
Jahre 1738 mit Hilfe von Herrnhuter Brüdern ein Seminar ins Leben gerufen, das 
unter der Leitung deutſcher Theologen aus lettiſcher Bauernjugend die nötige Zahl von 
Schulmeiſtern heranbilden ſollte. Dieſer Verſuch kennzeichnet, obwohl das Seminar nach 
einigen Jahren wieder hat aufgelöſt werden müſſen, die Hilfsbereitſchaft des deutſchen 
Adels in den völkiſchen Fragen des Lettentums und feine Bereitſchaft, das 
lettiſche Volksbildungsweſen in die Hände der Lekten felber 
zu legen, eine Bereitſchaft, die ſich auch in der bewußten Förderung des Haus⸗ 
unterrichtes beobachten läßt. Zum größten Teil hat ſich der Schulmeiſterſtand aus den 
„Kleindeutſchen“, d. h. aus den zumeiſt als Handwerker auf den Gütern lebenden 
ärmeren Deutſchen, zuſammengeſetzt; und darin liegt eine gewiſſe Tragik, daß dieſer 
Stand, der mehr als ein Jahrhundert lang lettiſche Bauernkinder unterrichtet hat, ſchließ⸗ 
lich dem deutſchen Volkstum verloren gegangen ift. Denn wohl für die 
Letten, nicht aber für die Deutſchen hat es auf dem Lande Schulen gegeben; der 
Unterricht in den Kirchſpiels- und Hofesſchulen iſt, was beſonders 
betont werden muß, nicht in deutſcher, ſondern ausſchließlich in 
lettiſcher Sprache erfolgt. Die Abſicht, die lettiſchen Bauern zu Deutſchen 
zu machen, hat bei der herrſchenden deutſchen Schicht niemals beſtanden, ſie iſt von ihr 
fogar dort, wo die Ausſicht auf eine erfolgreiche Germaniſierungsarbeit an fih vor: 
handen geweſen iſt, mit aller Entſchiedenheit abgelehnt worden. 

Die Erfolge, die das lettiſche Volksbildungsweſen im 18. Jahrhundert zu verzeichnen 
gehabt hat, ſprechen für den Eifer und den Idealismus, die von den deutſchen Herren 
des Landes auf dieſe Arbeit verwandt worden ſind. Die Zahlen, die Schaudinn in ſeiner 
Arbeit über den Stand des Landvolksunterrichtes am Ausgang des 
18. Jahrhunderts mitteilt, beſagen genug: „Für das Jahr 1778 ergeben die 
Daten aus 35 Kirchſpielen, alfo von etwas mehr als der Hälfte des lettiſchen Livland, 
daß unter 108 000 Verzeichneten 52 000 Leſende waren. Im Jahre 
1800 waren es aus 54 Kirchſpielen von 185 744 Verzeichneten 117158, 
die leſen konnten. 1778 konnte alſo von der Geſamtheit der Erfaßten beinahe die 
Hälfte leſen. 1800 waren es ſchon faſt zwei Drittel. Dieſes Ergebnis hatte in erſter 
Linie die zähe Arbeit der Landeskirche, aber auch ſo manches einzelnen Gutsherren widrigen 
Umſtänden abgerungen. Es erſcheint um fó größer, wenn man bedenkt, daß mit dem 
Unterricht des Landvolkes nach dem Nordiſchen Kriege von Grund auf angefangen werden 
mußte. Denn in den erſten Jahren nach Krieg und Peſt gehörte unter den Letten ein 
Bauer oder eine Bäuerin, die leſen konnten, zu den größten Seltenheiten.“ 


Die mit dieſen wenigen Worten gekennzeichnete deutſche Erziehungsarbeit iſt auch um 
ſo höher zu werten, als ſie an einem Volke vollbracht worden iſt, das, als 
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dieſe Arbeit begonnen wurde, weder ein eigenes Schrifttum noch eine 
Schriftſprache beſaß. „Denn es iſt uns kein Zeugnis dafür überliefert“, ſtellt 
Schaudinn feſt, „daß die Letten vor der Schaffung eines deutſchen Staatsweſens in Alt⸗ 
Livland auch nur Schriftzeichen gehabt hätten, geſchweige denn ein Schrifttum... Erft 
mit der lutheriſchen Reformation wurde das anders. Darin liegt ihre mächtige 
Bedeutung für die Entwicklung der ſchlummernden Nationalitäten in Europa, daß ſie um 
ihrer geiſtlichen Ziele willen die Volksſprachen bewußt pflegen und entwickeln mußte“. 
Das Jahr 1586, in dem auf Befehl des Herzogs von Kurland, von deutſchen 
Paſtoren verfaßt, ein Katechismus in lettiſcher Sprache erſchien, kann man als das 
Geburtsjahr des lettiſchen Schrifttums bezeichnen, das allmählich 
über eine große Zahl von Mundarten das einigende Band der Schriftſprache geſpannt 
hat. „Bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts haben allein Deutſche, vornehmlich 
Paſtoren, an dieſem Werke gearbeitet und fih getreulich lettiſch zu ſchreiben und zu 
reden gemüht, nicht um den Letten den Aufſtieg in höhere Stände und den Weg zur 
europäifchen Kultur zu verſchließen, ſondern um der kirchlichen Aufgabe chriſtlicher Lehre 
und Erziehung willen, die ſie in der geſchloſſenen undeutſchen Bauerngemeinde auf andere 
Weiſe nicht zu löſen vermochten. Erſt im Zeitalter der völkiſchen Erhebung, die ſie durch 
ihre Arbeit unbewußt gefördert haben, ſind ſie mehr und mehr von den Söhnen des 
Volkes abgelöft worden“. Der Katechismus von 1586, die „Undeutſchen Pfalmen und 
geiſtlichen Lieder“, das „Undeutſche oder lettiſche Buch“, das im Jahre 1645 erſtmalig im 
Druck erſchien, und einige andere, ſtets von deutſchen Paſtoren verfaßte lettiſche Schriften 
aus a eit haben trotz mancher begreiflicher ſprachlicher Mängel der letti- 
ſchen Schriftſprache „das Gepräge gegeben, das fie nie ganz ver: 
lieren kann“. Von dem deutſchen Paftor Georg Mancilius ſind in der erſten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts die erſten Grundſätze für die lettiſche Rechtſchreibung auf⸗ 
geſtellt worden. Sein im Jahre 1638 erfchienener „Lettus“ ift das erſte deutſch⸗lettiſche 
Wörterbuch und ſeine Predigtſammlung, die im Jahre 1654 unter dem Titel „Längſt⸗ 
8 Lettiſche Poſtill“ erſchien, iſt ein wirkliches Volksbuch geweſen, das noch im 

abre 1823 eine neue, die ſechſte Auflage erlebt hat. Den um die Mitte des 17. Jabr- 
hunderts lebenden Chriſtopher Fürecker hat der lettiſche Literaturhiſtoriker Behrſinſch 
als den Begründer der modernen lettiſchen Dichtung bezeichnet; ſeine Lieder hätten das 
lettiſche Volk reich und ihn ſelber unſterblich gemacht. 

Zahlloſe weitere deutſche Namen ließen ſich nennen, deren Träger ſich um die Aus⸗ 
bildung einer lettiſchen Schriftſprache verdient gemacht haben: Heinrich Adolphi, 
der im Jahre 1685 das erſte kurländiſch⸗lettiſche Geſangbuch und den „Erſten Verſuch 
einer kurz berfaßten Anleitung zur Lettiſchen Sprache“ herausgab, Ernſt Glück, der 
in mühevoller Arbeit die im Jahre 1689 im Druck vorliegende erſte Ueberſetzung der Bibel 
in die lettiſche Sprache beſorgte, Johann Widmann, deffen „Unteutſcher Opitz 
oder Kurze Anleitung zur Lettiſchen Dicht⸗Kunſt“ im Jahre 1697 in Riga erſchien, 
Johann Gottfried Stender, der in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
als erſter auch weltlichen Stoffen Eingang in das lettiſche Schrifttum verſchaffte und 
neben geiſtlichen Schriften auch „Fabeln und Erzählungen“, „Arien oder Oden“, Schul⸗ 
leſebücher, das erſte erd- und naturkundliche Büchlein in lettiſcher Sprache, eine weg⸗ 
weiſende „Lettiſche Grammatik“, ſowie ein Lexikon der lettiſchen Sprache verfaßte, 
Alexander Johann Stender, der die erſten Dramen in lettiſcher Sprache ver- 
ſuchte, und viele andere mehr. Alle dieſe Bücher ſind nicht nur von Deutſchen 
verfaßt und gedruckt, ſondern auch mit deutſcher geldlicher 
Unterſtützung ins Volk gebracht worden. Zumeiſt haben die Gutsherren diefe 
Schriften ihren Bauern geſchenkt; verſchiedentlich hat man auch öffentliche Gelder zu 
dieſem Zwecke zur Verfügung geſtellt. Aber wenn auch manches, was damals in lettiſcher 
Sprache geſchrieben worden iſt, nicht ſeine eigentliche Beſtimmung, das lettiſche Volk 
unterrichten und bilden zu helfen, erfüllt hat, ſo hat es doch ſeinen Beitrag zur 
Entwicklung der lettiſchen Schriftſprache geliefert. Die Deutſchen 
haben ſich redlich um die Schaffung einer möglichſt reinen lettiſchen Sprache bemüht. 
Dabei hat ihnen der Mangel an letkiſchen Wörtern für viele im Lande nicht vorhandene 
Dinge und für manche Gegenſtände und Begriffe einer höheren Kultur viel Schwierigkeiten 
bereitet. Sie haben in liebevoller Vertiefung den Geiſt und das Weſen der lettiſchen 
Sprache zu erfaſſen verſucht. Sie haben die Volksſprache nicht nur zum 
Range einer Schriftſprache erhoben, fondern fie zugleich auch 
in weitgehendem Maße von dem unlettiſchen, deutſchen Beſtand— 
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teilen, die das Bolffelberinfie hineingenommen hatte, wieder 
gereinigt. 

Was Schaudinn in ſeiner Arbeit überzeugend bewieſen hat, iſt die für die völkiſche 
Exiſtenz des Lettentums ſchlechthin elementare Tatſache, daß das Schrifttum, die Schrift⸗ 
ſprache und das Bildungsweſen dieſes Volkes im 18. Jahrhundert von den baltiſchen 
Deutſchen geſchaffen, entwickelt und gepflegt worden find, daß alfo von den balti⸗ 
ſchen Deutſchen damals die Örundlagen gelegt worden find, auf 
denen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine junge 
lettiſche Nationalbewegung hat aufbauen können. Auch die nach⸗ 
haltige Wirkung, die die Ideen Herders auf die Erforſchung und Pflege auch des 
lettiſchen Volkskums ausgeübt hatten, ift nur vor dem breiten Hintergrund dieſer von. den 
baltiſchen Deutſchen während des 18. Jahrhunderts geleiſteten Erziehungsarbeit verſtänd⸗ 
lich. Die baltiſchen Deutſchen haben keinen Dank für ihre Arbeit 
geerntet. Sie haben ſich, und das iſt die politiſche Tragik dieſer ganzen Ent⸗ 
wicklung, nur ihre erbittertſten Feinde ſelbſt großgezogen. Wenn man 
verlangt, daß die Geſchichte eine Lehrmeiſterin der Völker ſein ſoll, — hier kann ſie es 
ſein, und zwar für die Deutſchen. Dr. K. 


Anterdrücktes Deuiſchtum in Polen 


Drei Monate unſchuldig in Unterſuchungshaft 


Am 15. Juli 1937 waren von unbekannten Tätern vor den Häuſern der drei deutſchen 
Volksangehörigen Grzonka, Kubitza und Jurczyk in Czirſowitz bei Loslau in 
Oſtoberſchleſten Sprengſtoffladungen zur Erplofion gebracht worden, durch die Material: 
ſchaden angerichtet, aber niemand verletzt worden war. Während der Unterſuchung 
richtete ſich der Verdacht der Täterſchaft zunächſt gegen den polniſchen Eiſenbahner 
Kozubek, der kurz vorher öffentlich gedroht hatte, daß mit dem Ablauf der Genfer 
Konvention alle „Hitlerowcy“ in die Luft geſprengt werden würden, und in deffen 
Schuppen dann auch 21 Sprengkapſeln aufgefunden wurden. Das gegen Kozubek ein 
geleitete Verfahren wurde jedoch nach kurzer Zeit aus ungeklärten Gründen nieder⸗ 
geſchlagen. Dagegen wurden die drei Deutſchen verhaftet. Es wurde gegen 
ſie der Vorwurf erhoben, die Bomben ſelbſt gelegt zu haben. Sie brachten drei 
Monate in Unterſuchungshaft zu. Am 9. Oktober fand vor dem Loslauer 
Gericht die erſte Verhandlung in dieſer Angelegenheit ſtatt. Sie endete mit einem Frei⸗ 
ſpruch der Deutſchen, wogegen der Staatsanwalt jedoch Berufung einlegte. Am 
15. Februar hat der Fall nun noch einmal zur Verhandlung geſtanden. Das Gericht 
ift auch diesmal zu einem glatten Freiſpruch gelangt. Der Verſuch, die drei deutſchen 
Volksangehörigen zu gemeingefährlichen Provokateuren zu ſtempeln, iſt alſo endgültig 
zuſammengebrochen. . 


Propaganda mit falfchen Zahlen 

Von polniſcher Seite wird ſeit langem verſucht, die gewaltſame Unterdrückung des 
deutſchen Kirchenlebens in Oſtoberſchleſien durch die Verbreitung falf her Zahlen: 
angaben über die Stärke des deutſchen und des polniſchen 
Elementes in der nierten Evangeliſchen Kirche dieſes Gebietes als 
eine gerechtfertigte Maßnahme erſcheinen zu laffen. Es wird behauptet, daß es in Dft- 
oberſchleſien nur 12 000 deutſche, aber 18 000 polniſche Evangeliſche gebe. Daß dieſe 
Angaben mit den Tatſachen nicht in Ulebereinſtimmung ſtehen, ift auf Grund genauer 
Unterſuchungen von Paftor Dr. Bechtloff in dem deutſch-evangeliſchen Gemeinde: 
blatt „Kirche und Heimat“ feſtgeſtellt worden. Danach hat es Mitte vorigen Jahres 
in den 20 Kirchengemeinden Oſtoberſchleſiens 28 700 Evangelifche, davon allein in Katto- 
witz 5 400, gegeben. Mit der nach dem Erlöſchen der Genfer Konvention erfolgten Ver⸗ 
drängung der deutſchen Optanten hat ſich dieſe Zahl bis heute auf etwa 28 250 Seelen 
verringert. Davon gehören den Vereinen evangeliſcher Polen 3 300 als 
Mitglieder an. Unter Hinzurechnung der Familienangehörigen kommt man zu einer 
Geſamtzahl von 5160 evangeliſchen Polen, alfo zu einem ſehr knappen 
Drittel der von polniſcher Seite angegebenen Zahl. Ulm dieſer Minderheit zugewanderter 
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Polen willen werden die deutſchen Gemeinden in einer Weiſe terroriſtert, die von den 
führenden Kreiſen des Proteſtantismus in den nordiſchen und weſteuropäiſchen Ländern 
mit der Kirchenverfolgung im bolſchewiſtiſchen Rußland auf eine Stufe geſtellt worden iſt. 


Zwei deutſche Schulen in Oſtoberſchleſien aufgelöſt 

Zu Ende des Schuljahres 1936/37 mußten die deutſchen Privatſchulen 
in Emmagrube und Annagrube aufgelsöſt werden; die Eigentümerin der 
Schulgebäude, die Rybniker Steinkohlengeſellſchaft, hatte ihnen die bisher benutzten 
Räume gekündigt. Das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum hat damit zwei vollausgebaute, 
ſiebenklaſſige Volksſchulen verloren. Alle Verſuche, die genannte Geſellſchaft, die keinen 
triftigen Kündigungsgrund anzuführen vermochte, zur Rückgängigmachung ihrer Kündi⸗ 
gung zu bewegen, ſind vergeblich geblieben. Daraufhin haben ſich die deutſchen Erziehungs⸗ 
berechtigten um die Erlaubnis bemüht, ihre Kinder in die deutſche private Volksſchule 
nach Rybnik ſchicken zu dürfen. Ein entſprechender Antrag aber iſt zunächſt vom Schul⸗ 
inſpektorat ohne Angabe von Gründen und darauf von der Schulabteilung der Woje⸗ 
wodſchaft mit der Begründung abgelehnt worden, daß von den Erziehungsberechtigten 
keine gültigen Aufnahmeanträge geſtellt worden ſeien. Tatſache iſt aber, daß die deutſchen 
Eltern ihre Kinder zur vorgeſchriebenen Zeit zu den Schulen in Emmagrube und Anna⸗ 
grube, deren Auflöſung am Ende des Schuljahres ſie damals, im Mai v. J., noch nicht 
haben vorausſehen können, angemeldet haben; und recht und billig wäre es nur, wenn 
dieſe ſeinerzeitigen rechtskräftigen Anträge nunmehr behördlicherſeits auch für die Rybniker 
Schule anerkannt würden. Ebenſowenig entſpricht die andere Behauptung der Schul⸗ 
abteilung, es ſei in Rybnik nicht genügend Raum für die Kinder aus Emmagrube und 
Annagrube vorhanden, der Wahrheit. Die deutſchen Eltern haben fih geweigert, ihre 
Kinder in die ihnen zugewieſenen polniſchen Schulen zu ſchicken. Man hat ſie deswegen 
mit Schulſtrafen belegt. 


Polniſche Polizei lehnt den Schutz einer deutſchen Verſammlung ab 


Am 12. Februar haben polniſche Marxiſten eine von der Bialaer Orts⸗ 
gruppe der Jungdeutſchen Partei in Lipnik veranſtaltete Ver⸗ 
fammlung überfallen. Bei dem Uleberfall hat es auf Seiten der Deutſchen 
einige Verletzte gegeben. Die Polizei hat dabei eine ſehr merkwürdige Rolle 

ſpielt. Schon am Tage zuvor hatte der Obmann der Ortsgruppe der IOP. das 

ialaer Polizeikommiſſariat auf die Gewaltandrohung ſeitens der Marxiſten aufmerkſam 
gemacht und um polizeilichen Schu per Verſammlung gebeten, der jedoch a b⸗ 
gelehnt wurde. Als dann während der Veranſtaltung die im Vorraum verſammelten 
Polen eine drohende Haltung gegen die deutſchen Verſammlungsteilnehmer einnahmen, 
erſuchte der Obmann das Polizeikomiſſariat noch zweimal telephoniſch um Schutz. Das 
erſte Mal wurde ihm geantwortet, daß erft dann, wenn es wirklich zu Aus⸗ 
ſchreitungen komme, ein Polizeibeamter notwendig ſei. Beim 
zweiten Anruf wurde dem Obmann vom Polizeikommiſſariat die höhniſche Frage geſtellt, 
ob es ſchon Leichen gegeben habe. Daraufhin verſuchte der Obmann durch 
perſönliche Vorſtellungen auf dem Polizeikommiſſariat den dringend erforderlichen Schutz 
zu erlangen; er wurde wieder, jetzt zum vierten Male, verweigert. Erſt einige Zeit 
ſpäter, als es bereits mehrere Verletzte gegeben hatte, wurden auf Grund neuerlicher 
telephoniſcher Hilferufe endlich zwei Polizeibeamte in Bewegung g . die ſich dann 
damit beſchäftigten, ein Protokoll aufzunehmen. Ulm die Verfolgung ihrer 
polniſchen Landsleute ſcheint ſich die Polizei nicht gekümmert zu haben. 


Verſchärfter Schulkampf auch in Poſen⸗Pommerellen 

Die zweiklaſſige deutſche Privatvolksſchule in Oſtburg im 
Kreiſe Hohenſalza hat ihren Betrieb einſtellen müſſen. Man þat 
ihr die Räume im ehemaligen ſtaatlichen Schulgebäude, die ſie ſeit 1926 gepachtet 
hatte, am 34. Dezember 1937 gekündigt. Die Bemühungen um eine Verlängerung 
des Pachtvertrages find erfolglos geweſen. In dem Gebäude foll ein Ar menheim 
eingerichtet werden. Die Oſtburger Schule iſt die dritte deutſche Privatſchule im Kreiſe 
Hohenſalza, die im Laufe der letzten Jahre unter polniſchem Druck hat eingeſtellt werden 
müffen. Im September 1935 hat man den Klaſſenraum der ſeit 1925 beſtehenden Schule 
in Broniewo wegen angeblicher Bedrohung der Geſundheit und Gefährdung der 
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Kinder behördlich verſiegelt. Oſtern 1936 hatte man dann die Schule in Treumarf 
zur Einſtellung des Unterrichts gezwungen, indem man, wie jetzt wieder im Falle Dftburg, 
die ſeit 1929 gepachteten Räume einzog, um in ihnen die Dorfarmen unterzubringen. — 
Mitte Februar erhielt der deutſche Lehrer an der deutſchſprachigen 
Abteilung der öffentlichen Schule in Pemperfin (Kreis Zempelburg), 
Meyerhöfer, vom Schulkuratorium die Nachricht, daß er mit ſofortiger Wirkung 
an eine polniſche Schule in der Wojewodſchaft Lublin verſetzt worden iſt. An ſeine 
Stelle in Pemperſin iſt ein nationalpolniſcher Lehrer getreten. — In Neutomiſchel 
wurde die deutſche Lehrerin Urfula Schmidkel verhaftet. Es ift 
ihr der Vorwurf gemacht worden, die deutſchen Kinder, die nach der Schließung ihrer 
Schule im Schulſtreik verharren, „illegal unterrichtet“ zu haben. Der Neutomiſchler 
Schulſkandal ſpitzt fih immer mehr zu. Etwa 70 deutſche Kinder, die nach der 
Schließung ihrer deutſchen Schule in den polnifchen Unterrichtsbetrieb gepreßt 
werden ſollten, verharren im Schulſtreik, obwohl ihre Eltern bereits mit 
erheblichen Strafen belegt worden ſind. — Auch aus dem Kreiſe Soldau iſt über einen 
neuen Schlag gegen das deutſche Schulweſen zu berichten. Dort iſt die deutſche 
Klaſſe der öffentlichen Schule in Goldau aufgelöſt worden, fo daß 
31 dieſe Klaſſe beſuchende deutſche Kinder keinen Unterricht in ihrer Mutterſprache 
mehr erhalten. Selbſt der Religionsunterricht wird nicht mehr in deutſcher Sprache 
erteilt. Die Bemühungen der Eltern um Wiedereinführung der deutſchen Unterrichts⸗ 
ſprache iſt vom Kreisſchulinſpektor mit der zyniſchen Behauptung beantwortet worden, 
daß nur 9 von den 31 Kindern deutſcher Volkszugehörigkeit ſeien! Die Eltern haben ſich 
daraufhin mit einer Beſchwerde an den Kultusminiſter gewandt. — Der Soldauer Staroſt 
hat zwei Beauftragte der Deutſchen Vereinigung wegen angeblich unberech⸗ 
tigter Erteilung deutſchen Sprachunterrichtes in den deutſchen 
Dörfern des Kreiſes Soldau zu 200 bzw. 500 Zloty Geldſtrafe und zu 7 Tagen Haft 
„ Die Verurteilten haben gegen dieſes ungerechtfertigte Urteil Berufung 
eingelegt. 


Arbeiterentlaſſungen, „polniſche Taufen“ und Polizeiſtrafen 


Die Falvahütte hat vor kurzem wiederum 15 deutſchen Arbeits⸗ 
kräften gekündigt mit der üblichen 7 daß der Betrieb „reorganiſiert“ 
werden müſſe. 9 von den 15 Gekündigten haben die Altersgrenze erreicht. Die 7 anderen 
haben beim Betriebsrat Einſpruch erhoben, der es jedoch, wie üblich, abgelehnt hat, 
den vom Elend der Arbeitsloſigkeit bedrohten Deutſchen ſeinen Schutz angedeihen zu laſſen. 

Auf Grund eines Beſchluſſes der ſtädtiſchen Körperſchaften iſt in e die 
Henckelſtraße in Bondkowſkiſtraße umbenannt worden. Der alte Straßen⸗ 
name ſtellte eine Ehrung des um die Entwicklung der Stadt verdienten Fürſten 
Guidotto Henckel von Donnersmarck dar, der vor einigen Jahrzehnten auch 
zum Ehrenbürger der Stadt ernannt worden war. Wenn jetzt nach dem Beschluß der 
polniſchen „Patrioten“ auch keine Straße mehr an ihn erinnert, ſo iſt ſein Name doch 
unlöslich mit der Geſchichte der alten deutſchen Bergſtadt und 
darüber hinaus mit der Entwicklung des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes, dieſer groß: 
artigen Schöpfung deutſchen Unternehmergeiſtes, verbunden. 

Im Poſenſchen wurden vor kurzem zwei deutſche i zu je 
10 Zloty Geldſtrafe verurteilt, weil ſie aus Anlaß des polniſchen National⸗ 
feiertages am 11. November v. J. an ihren Häuſern nicht die polniſche Staats⸗ 
flagge ausgehängt hatten. Der Kreisſtaroſt hat gemeint, darin eine „Mißachtung des 
polniſchen Staates“ erblicken zu müſſen. — In zwei Fällen wurden in 11 Zeit jugend⸗ 
liche Deutſche von der Polizei wegen angeblicher Ueberſchreitung des Uniformverbotes 
mit Strafen belegt. Den Anlaß hierzu haben harmloſe braune Kletterweſten gegeben. 
Die Gerichte, die mit den Fällen befaßt wurden, waren vernünftig genug, zu f 
daß eine Kletterweſte keine Uniform iſt, ſo daß die Polizei die beſchlagnahmten Kleidungs⸗ 
ſtücke wieder hat herausgeben müſſen. — In Poſen hat ein deutſcher Bäckermeiſter 
vor kurzem den patriotiſchen Brotneid ſeiner polniſchen Konkurrenz zu fühlen bekommen. 
Bei der Grenzpolizei war gegen dieſen deutſchen Gewerbetreibenden anonyme Anzeige 
wegen angeblicher Verwendung geſchmuggelten Süßſtoffes eingegangen. Das hat eine 
ebenſo gründliche wie ergebnisloſe Durchfuchung des deutſchen Betriebes und infolge der 
zugleich in Umlauf geſetzten Verleumdungen eine wirtſchaftliche Schädigung des deutſchen 
Gewerbetreibenden zur Folge gehabt. 
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Akrainiſche Genoſſenſchaſten in Polen 


Das ukrainiſche Genoſſenſchaftsweſen in Polen führt ſeine Anfänge auf die ukrainiſche 
Genoſſenſchaftsbewegung zurück, die um die Jahrhundertwende im ehemals öſterreich⸗ 
ungariſchen Teilgebiet der heutigen Republik Polen entſtand. In der Zeit bis zum 
Weltkriege hatte die genoſſenſchaftliche Arbeit der Ukrainer einen raſchen Aufſchwung 
erfahren. Bereits im Jahre 1944 beſaßen ſie rund 400 Genoſſenſchaften, die in zwei 
Reviſionsverbänden zuſammengefaßt waren und etwa 150 000 Genoſſenſchaftler als 
Mitglieder zählten. Dieſe Genoſſenſchaftsarbeit wurde durch den Weltkrieg und 
durch die anſchließenden Kämpfe um die ſtaatliche Zukunft des ſüdöſtlichen Polens faſt 
an den Abgrund gebracht. Auch die erſten Anfänge des Wiederaufbaues wurden nochmals 
durch die Währungsinflation in Polen in Frage geſtellt. Mit dem Jahre 
1924 ſetzt für das ukrainiſche Genoſſenſchaftsweſen in Polen eine Zeit des 
ſtändigen Aufſchwunges ein, fo daß die Ilkrainer ihr geſamtes Siedlungsgebiet 
in Polen immer dichter mit einem Genoſſenſchaftsnetz überzogen. 


Zahl der ukrainiſchen Genoſſenſchaften in Polen: 


Jahr Anzahl Jahr Anzahl Jahr Anzahl 
1924 928 1928 2 467 1933 3 367 
1925 1114 1929 2 924 1934 3411 
1926 1124 1930 3 283 1935 3180 
1927 4 575 1931 3 369 1936 3 229 


(Quelle: Wiadomosci Statyſtyczne.) 


Aus der Tabelle ift erkenntlich, daß fih die Zahl der in den ukrainiſchen Genoſſen— 
ſchaftsverbänden in Polen zuſammengeſchloſſenen Genoſſenſchaften in der Zeit von 1924 
bis 1936 von 928 auf 3 229 vermehrt hat. eo erhöhte ſich die Mitgliederzahl 
von 148 000 auf 550 000. Der Rückgang, den die Tabelle von 1934 auf 1935 vermerkt, 
N nur ein ſcheinbarer; er ſteht mit der neuen polniſchen Genoſſenſchaftsgeſetzgebung im 

uſammenhang. Seit dem Jahre 1935 find die ukrainiſchen Genoſſenſchaften, die 
außerhalb der drei Südoſtwojewodſchaften Polens, Lemberg, Stanislau und Tarnopol, 
gelegen find, polniſchen Reviſionsperbänden zugeteilt worden und 
werden daher, obgleich ſie weiterhin ukrainiſche Genoſſenſchaften geblieben ſind, von der 
Statiſtik als polniſche Genoſſenſchaften bezeichnet, weil die ſtatiſtiſche Erhebung auf den 
Angaben der Reviſionsverbände beruht. Es liegt auf der Hand, daß die ukrainiſchen 
Genoſſenſchaften dieſer Gebiete im Rahmen der polniſchen Reviſionsverbände nicht mehr 
in dem Maße unterſtützt und gefördert werden, wie das vorher im Rahmen der eigenen 
ukrainiſchen Verbände der Fall war. Im ganzen find durch das Geſetz 416 ukrainiſche 
Genoſſenſchaften von ihren eigenen Reviſionsverbänden abgetrennt worden, und zwar 
in der Wojewodſchaft Krakau 22, Wolhynien 296, Poleſien 30 und Lublin 68. Šingu 
kommen noch weitere 250 Genoſſenſchaften, die noch nicht in den ukrainiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaftsverband aufgenommen, aber ſchon bei ihm angemeldet waren. Alle Proteſte, die 
die ukrainiſchen Vertreter im Sejm und bei den Behörden einlegten, haben hier nicht den 
geringſten Wandel ſchaffen können. 

Neben den rein wirtſchaftlichen verfolgen die Ukrainer mit ihrem Genoſſenſchafts⸗ 
weſen volkstumspolitiſche Ziele. Die ukrainiſche Volksgruppe in Polen ſetzt 
ſich hauptſächlich aus Bauern zuſammen, unter denen der Kleinbeſitz dominiert. Das 
ſtark entwickelte Genoſſenſchaftsweſen iſt das feſteſte organiſatoriſche Band und der wirt⸗ 
ſchaftliche Rückhalt ihrer geſamten volkspolitiſchen Arbeit. Das Genoſſenſchaftsweſen 

ibt ihnen, die in wirtſchaftlicher Vereinzelung der überlegenen Finanzkraft des polniſchen 
Boltselementes und des polnifchen Staates rettungslos ausgeſetzt wären, die Kraft, 
ihren wirtſchaftlichen Lebensraum nicht nur zu behaupten, ſondern in mühevoller, täglicher 
Kleinarbeit Schritt für Schritt zu erweitern. Hinſichtlich der Ausbildung 
des im Genoſſenſchaftsweſen lebendigen Selbſthilfegedankens 
it das Ükrainertum vor allem Oſtgaliziens dem dortigen 
Polentum, das allzu ſehr auf die Hilfe des Staates baut, weit 
überlegen. Das Genoſſenſchaftsweſen ift der organifierte volkspolitiſche Behauptungs⸗ 
wille, der der Machtfülle des polniſchen Staates als durchaus gleichwertiger Faktor 
entgegenzutreten vermag. Darüber hinaus fällt dem ukrainiſchen Genoſſenſchaftsweſen 
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auch die Aufgabe zu, den ukrainiſchen Kleinbauern von der wirtſchaftli chen 


Ausbeufung durch das 


Judentum zu befreien, das im Handel mit 


Agrarprodukten und im dörflichen Einzelhandel eine ausſchlaggebende Rolle ſpielt. 
Im Jahre 1935 fate folg ſich die in den ukrainiſchen Genoſſenſchaftsverbänden organi⸗ 
t 


fierten Genoſſenſcha 
Arbeiter, 1 v. H. Handwerker, 1 v. H 


ler folgendermaßen beruflich auf: 90 v. H. Landwirte, 3 v. H. 
. Kaufleute und Induſtrielle, 3 v. H. Beamte und 


freie Berufe und 2 v. H. nicht angegebene ſonſtige Berufe. Die Berufszuſammenſetzung 


der Mitglieder hat dazu geführt, daß die Abſatzbeſchaffung 


in der Genoſſen⸗ 


ſchaftsarbeit an erſter Stelle ſteht, zumal das ukrainiſche Genoſſenſchaftsweſen nicht ſo 


finanzſtark iſt, daß es in großem 


aße Kredite verteilen könnte, die außerdem vom 


wirtſchaftlichen Standpunkt inſofern nicht angebracht wären, als dem ukrainiſchen Klein⸗ 
bauern nicht mit Krediten, ſondern mit Abſatz geholfen werden kann. 5 


Oſtland⸗ Chronik 


Danzig — ein deutſcher Staat 


In der Reichstagsrede vom 
20. Februar führte der Führer und 
Reichskanzler zur Danziger Angelegenheit 
folgendes aus: „Ich darf wohl ſagen, daß, 
ſeit der Völkerbund ſeine fortgeſetzten 
Störungsverſuche in Danzig endlich aufgab 
und durch einen neuen Kommiſſar auch 
einen Mann von perſönlichem Format ab⸗ 
ſtellte, gerade dieſer gefährlichſte Platz für 
den europäiſchen Frieden ſeine bedrohende 
Bedeutung vollkommen verlor. Der pol- 
niſche Staat reſpektiert die 
nationalen Verhältniſſe in 
dieſem Staat, und dieſer Staat 
und Deutſchland reſpektieren 


die polniſchen Rechte.“ Dieſe 
Worte des Führers haben in Polen ſtärkſte 
Beachtung gefunden. Die „Gazeta 


Polſka“ hat ſie benutzt, um folgende Be⸗ 
merkungen daran zu knüpfen: „Die Formu⸗ 
lierung des Führers entſpricht unſeren 
Forderungen und enffpricht ebenſo einer 
objektiven Analyſe der Sachlage. Polen 
ſieht für ſich keinerlei Vorteile 
darin, die Freiheit des inneren 
Lebens der deutſchen Bevölke⸗ 
rung Danzigs zu behindern und 
ſteht auf dieſem Standpunkt mit der 
gleichen Beharrlichkeit, mit der es ſeinerſeits 
vollen Reſpekt für feine Rechte und Inter: 
eſſen verlangt. Die Rechte Polens, die im 
Statut der Freien Stadt oder in zwei⸗ 
ſeitigen Verträgen umriſſen ſind, berühren 
Fragen des Zolles und des Hafens, Vor⸗ 
rechte auf dem Gebiete des Verkehrs, Gür- 
ſorge für die moraliſchen und materiellen 
Inkereſſen der polniſchen Minderheit und 
der polniſchen Staatsbürger auf dem Ge— 
biete der Freien Stadt. Um dieſe und nicht 
um irgendwelche andere Intereſſen kümmert 
ſich unermüdlich die polniſche Regierung, 
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die keinerlei Doktrin verſchrieben iſt. Wir 
müſſen feſtſtellen, daß die polniſche Regie⸗ 
rung nie verſucht hat, dieſe oder jene Kon⸗ 
junktur zur Einmiſchung in das innere 
Leben der deutſchen Bevölke⸗ 
rung Danzigs auszunutzen, das ja 
ſchließlich zu den wirklichen 
Intereſſen Polens nicht gehört.“ 


Die Danziger Vorfahren Schopenhauers 


Am 22. Februar beging Danzig, die 
Heimatſtadt des Philoſophen Arthur 
Schopenhauer, den 150. Geburtstag 
ihres großen Sohnes. Schopenhauer war 
feiner Herkunft nach enger als bisher allge: 
mein bekannt und als er ſelber wußte, mit 
Danzig verbunden. Er ſelber glaubte, daß 
nicht nur der Vater ſeiner Mutter, ſondern 
auch fein Großvater bäterlicherſeits nach 
Danzig zugewanderte Holländer waren. 
Das hat ſich als ein Irrtum erwieſen. 
Denn ſchon im älteſten Bürgerbuch be: 
gegnet man im Jahre 1427 in Erasmus 
Schopenhauer dem erſten Träger 
dieſes Namens in Danzig. Dann fehlen 
bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts weitere 
Anhaltspunkte. Dann aber iſt aus dem 
Jahre 1550 ein direkter Vorfahr des 
Philoſophen, ein Simon Schopen⸗ 
hauer, der Bauer in Fürſtenau war, feſt⸗ 
geſtellt worden. Deſſen Sohn, Johann 
Schopenhauer, ließ ſich als Landwirt 
in Petershagen bei Tiegenhof nieder. Und 
von deſſen Sohn wiederum, der gleichfalls 
Johann Schopenhauer hieß, wird berichtet, 
daß er zunächſt in einem Danziger Kauf⸗ 
mannskontor ausgebildet wurde, dann aber. 
als Pächter die Domäne Stutthof über- 
nahm und als ſolcher zu einem anſehnlichen 
Vermögen gelangte, ſo daß für ſeinen im 
Jahre 1720 geborenen Sohn Andreas der 
Weg zum Aufſtieg in den Danziger Rauf- 


mannsſtand frei war. Diefer Andreas 
Schopenhauer heiratete im Jahre 
1745 Anna Renate, die Tochter Hendrik 
Soermanns', des holländiſchen Reſi⸗ 
denten in Danzig. Von dieſer Ehe rührt 
die irrige, auch heute z. T. noch verbreitete 
Meinung her, daß die Schopenhauers 
holländiſcher Abſtammung geweſen ſein 
ſollen. Andreas Schopenhauer, der bei 
feinem Großvater Leſſing feine Aus- 
bildung genoſſen hatte, brachte es als 
Kaufmann in Danzig zu bedeutendem 
Reichtum, den fein zweiter Sohn Heinz 
rich Floris Schopenhauer, der 
Vater des Philoſophen, gemeinſam mit 
ſeinem Bruder Johann Friedrich, noch be⸗ 
trächtlich zu vermehren verſtand. Die 
Schopenhauers ſcheinen von jeher eigen⸗ 
finnige und ſtolze Naturen geweſen zu fein. 
Dieſer hartnäckige Stolz war es auch, der 
Heinrich Floris Schopenhauer veranlaßte, 
ſein Haus nach Hamburg zu verlegen, als 
Danzig im Jahre 1793 dem preußiſchen 
Staat einverleibt worden war. Er war 
mit der 20 Jahre jüngeren Johann a 
Troſiener, der Tochter eines zu leid⸗ 
lichen Wohlſtand gelangten Schuhmacher⸗ 
ſohnes, verheiratet, einer allen geiſtigen Be⸗ 
ſtrebungen ſtets aufgeſchloſſenen und ſelbſt 
ſchriftſtelleriſch tätigen Frau. 


Verdrängung der memelländiſchen Arbeiter 


In der Sitzung des Memellandstags 
vom 24. Januar wurde über ein das 
Memeldeutſchtum dringend intereſſterendes 
Geſetz, das Geſetz zur Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit, verhandelt. 
Warum das Memeldeutſchtum an dieſer 
Frage beſonders intereſſiert iſt, geht aus der 
Rede des Abgeordneten Monien hervor. 
Dieſer deutſche Abgeordnete ſtellte feſt, daß 
memelländiſche Arbeiter entlaſſen würden, 
weil ſie keinen litauiſchen Organiſationen 
beitreten wollten. Er führte einen typiſchen 
Fall für diefe Art der litauiſchen Arbeits— 
marktpolitik im Memelland an: Die 
Holzinduſtrie AG. Wiſchwillb hat, 
unmittelbar nachdem fie in litauiſchen Be- 
ſitz übergegangen war, die geſamte 
Belegſchaft, die aus einheimiſchen 
Memelländern beſtand, entlaſſen, 
weil die Arbeiter ſich weigerten, 
litauiſchen Organiſationen bei 
zufrefen, litauiſche Zeitungen 
zu halten und ihre Kinder in 
litauiſche Schuken zu ſchicken. 
Der Abgeordnete wies mit Recht darauf 
bin, daß ein memelländiſcher Unternehmer, 
der es wagen ſollte, die Einſtellung von 


Arbeitern davon abhängig zu machen, ob 
diefe deutſchen Organiſationen angehören 
und das „Memeler Dampfboot“ leſen, be⸗ 
ſtimmt nicht lange auf freiem Fuß bleiben 
würden. Dagegen, daß von litauiſcher Seite 
derartige Methoden angewandt wurden, 
könne unter der Herrſchaft des Kriegs⸗ 
zuſtandes freilich nichts unternommen 
werden. Die einzige Möglichkeit ſei, dieſe 
Dinge im Landtag zur Sprache zu bringen, 
und er, der Abgeordnete, werde das immer 
wieder tun, und er werde hoffentlich einmal 
auch Gelegenheit haben, ſie auch an anderer 
Stelle zur Sprache zu bringen. Die Memel⸗ 
länder, ſo führte der Abgeordnete noch 
weiter aus, würden behandelt, als ob ſie 
keine litauiſchen Staatsbürger ſeien. 


Schwediſch ſtatt Deutſch 


Anfang Februar fand in Riga eine 
ſchwediſch-baltiſche Studenten 
konferenz ſtatt. Es nahmen Dele⸗ 
gationen aus Schweden, Eſtland und 
Litauen ſowie viele lettiſche Studenten 
daran teil. Das Wichtigſte an der ganzen 
Angelegenheit war die Tatſache, daß die 
Konferenz als offizielle Verhandlungs⸗ 
ſprache das Schwediſche einführte. Es 
war dies das erſte Mal, daß die ſchwediſche 
Sprache bei einer ſolchen Gelegenheit die 
ſonſt gebräuchliche deutſche Sprache ver⸗ 


drängte. 


Hermann Göring in Polen 


Am 23. Februar traf Miniſterpräſident 
Hermann Göring in Begleitung des 
Staatsſekretärs Körner und mehrerer 
Beamter der Reichsforſtverwaltung! zu 
einem mehrtägigen Beſuch in Warſchau 
ein. Er hatte Unterredungen mit Staats⸗ 
präſident Moscicki, Marſchall Ry dz- 
Smigly, Miniſterpräſident Skladkow⸗ 
ſki und anderen polniſchen Politikern. Die 
Grundlage der Beſprechungen war die 
Rede des Führers vom 20. Februar d. J. 
Miniſterpräſident Göring hielt fih ans 
ſchließend, wie ſchon mehrmals in früheren 
Jahren, als Jagdgaſt der polniſchen 
Regierung im Bialowiezer Forſt auf. Der 
Beſuch war inoffiziell. Eine amtliche Ver⸗ 
lautbarung wurde nicht herausgegeben. 


Wieder Oeffentlichkeitsrecht für das 
Eichendorff⸗Gymnaſium 
Mit Ablauf des Schuljahres 1936/37 
wurde dem deutſchen Eichendorff-⸗ 
Gymnaſium in Königshütte das 
Deffentlichkeitsrecht entzogen. Dieſes Recht 


93 


war dem Gymnaſium feinerzeit im. Aug: 
tauſch gegen das Deffentlid: 
keitsrecht für das polniſche 
Gymnaſium in Beuthen zuerkannt 
worden. Nach dem Ablauf der Genfer 
Konvention glaubten die polniſchen Be⸗ 
hörden, fih an dieſes, unter Mitwirkung 
des damaligen Präſidenten der Oberſchleſien⸗ 
kommiſſion zuſtandegekommene Junktim 
zwiſchen Königshütte und Beuthen nicht 
mehr halten zu müſſen, was ſie ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich aber nicht daran gehindert haben 
würde, gegen die deutſchen Behörden eine 
der üblichen Preſſehetzen in Szene zu ſetzen, 
wenn dieſe gegenüber dem polniſchen Gym⸗ 
naſium ein ähnlich unfaires Verfahren wie 
ſie ſelber angewandt hätten. Die unteren 
und mittleren polniſchen Behörden gingen 
auf die dringlichen Vorſtellungen des Ser 
nafors Wiefner, der bei ihnen in der 
Grage des Oeffentlichkeitsrechtes für das 
ichendorff⸗Gymnaſium mehrmals inter- 
venierte, nicht ein, ſo daß es erſt einer Vor⸗ 
21 des deutſchen Senators beim 
ultusminiſter bedurfte, um die Ber- 
bindlichkeit der ſeinerzeitigen Zuſage den 
Amtsſtellen des Wojewoden Grazynfki zur 
gebührenden Kenntnis zu bringen. Dem 
deutſchen Gymnaſium ift daraufhin nach 
monatelanger Verſchleppung der Ange⸗ 
legenheit das widerrechtlich ent: 
zogene Oeffentlichkeitsrecht 
wieder zuerkannt worden. 


Greuelmärchen im Voraus 


Der durch die deutſche Volks⸗ 
zählung vom 17. Mai d. J. drohende 
Zuſammenbruch der polniſchen Propa⸗ 
gandalüge von den „anderthalb Millionen 
Polen“ im Deutſchen Reiche läßt Blätter 
wie etwa dem „Kurjer Poznanſki“ ſchon 
jetzt keine ruhige Stunde mehr. Ulm von 
der alten Lüge vielleicht doch noch etwas 
zu retten, wird ſchon jetzt kräftig über die 
angeblichen Fälſchungen der noch gar nicht 
durchgeführten Volkszählung geſchimpft. 
„Die deutſchen ſtädtiſchen und ländlichen 
Behörden ebenſo wie die Schulbehörden 
zwingen unter der Drohung wirtſchaftlicher 
Repreſſalien oder des Berlufles der Unter- 
ſtützungen für Arbeitsloſe oder der Inva⸗ 
lidenunterſtützungen die Angehörigen der 
polniſchen Minderheit, Maſuren (N), Ka: 
ſchuben () und Slonſaken (I), zur Unter: 
zeichnung von Erklärungen, daß ſie ſich 
zum deutſchen Volkstum gehörig fühlen und 
daß die Mundart, deren ſie ſich bedienen, 
die deutſche Sprache iſt.“ Dieſes 
Greuelmärchen über ein Er⸗ 
eignis, das erſt am 17. Maiein: 
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treten wird, iſt von dem genannten 
polniſchen Blatt bereits am 17. e: 
bruar veröffentlicht worden!! 
Die Behauptung, daß die deutſche Volks⸗ 
zählung, bei dex dieſes Mal endlich auch 
nach der Volks zugehörigkeit ge 
fragt wird, zu der deutfch-polnifchen Volks⸗ 
ruppen-Erflärung „in kraſſem Wider- 
pruch“ ſtehe, kann unter dieſen Umſtänden 
nur lächerlich wirken. 


In 11 Jahren faft 300mal beſchlagnahmt 

Die „Kattowitzer Zeitung“ ge⸗ 
dachte Anfang Februar durch die Ausgabe 
einer umfangreichen Jubiläumsnummer 
ihres 70jährigen Beſtehens. In 
zahlreichen intereſſanten Artikeln hat dieſe 
Sonderausgabe Rückblicke auf die ober⸗ 
ſchleſiſche Entwicklung der letzten 70 Jahre 
gegeben, die die „Kattowitzer Zeitung“ 
als maßgebendes deutſches Preſſeorgan zu 
ihrem Teil mitgeſtaltet hat. Deutſchtums⸗ 
organiſationen aus dem Reich und vielen 
anderen Ländern haben die Zeitung zu 
ihrem 70. Geburtstag beglückwünſcht. Eine 
kurze Notiz aus der Jubiläumsausgabe, die 
mehr als vieles andere über die opfervolle 
Arbeit dieſes deutſchen Blattes in Polen 
auszuſagen vermag, ſei hier wiedergegeben: 
Während der letzten 11 Jahre 
wurde die „Kattowißer Bei- 
tung“ 298 mal beſchlagnahmt! 
Während der eee des erſten 
der ſechs verantwortlichen Schriftleiter 
dieſer Zeitſpanne, vom Mai 1927 bis Sep⸗ 
tember 1931, waren 137 Beſchlagnahmun⸗ 
gen zu verzeichnen; der Schriftleiter wurde 
in letzter Inſtanz mit fünfeinhalb 
Monaten Gefängnis und Haft 
und Geldſtrafe in Höhe von 
10570 Zloty beſtraft. Der zweite 
Schriftleiter, der von September 1934 bis 
April 1932 verantwortlich zeichnete, erhielt 
ſieben Monate Haft und 2 400 
Zloty Geldſtrafe. Von April 1932 
bis April 1933 wurden gegen den dritten 
Schriftleiter Geld e in einer 
Geſamthöhe von 600 Zloty ver⸗ 
hängt. Der vierte Schriftleiter war nur 
wenige Monate, von April bis Oktober 
1933, im Amt; die Zeitung wurde in dieſer 
Zeit 60 mal beſchlagnahmt, und der Schrift⸗ 
leiter wurde in erſter Inſtanz zu insgeſamt 
47 Monaten Haft und Gefäng⸗ 
nis, in letzter Inſtanz zu ſechs Monaten 
Gefängnis und einem Monat Haft, ſowie 
zu Geldſtrafen in einer Geſamt⸗ 
höhe von 2100 Zloty verurteilt. 
Der fünfte Schriftleiter hatte in der Zeit 
von Oktober 1933 bis Oktober 1937 


46 Beſchlagnahmungen zu vertreten. Seit 
Oktober 1937 wurde die „Kattowitzer Zei⸗ 
tung“ bis Anfang Februar d. J. achtmal 
beſchlagnahmt; außerdem wurden gegen den 
gegenwärtigen Schriftleiter in erſter In⸗ 
ſtanz bereits Haftſtrafen verhängt. 
Das bedeutet: Während der letzten 11 Jahre 
wurde jede elfte Nummer der 
„Kattowitzer Zeitung“ beſchlag⸗ 


nahmt. Die ſechs verantwortlichen Schrift⸗ 
leiter dieſer Zeit erhielten insgeſamt über 
20 Monate Gefängnis und 
Haft; außerdem wurden fie mit f a ſt 
16 000 Zloty Geldſtrafen belegt. 
Es bleibt noch hinzuzufügen, daß auch die 
Jubiläumsausgabe beſchlag⸗ 
nahmt worden ift... z 


Bücher über den Oſten 


Deutſcher Volksboden und Deutſches Volks⸗ 
tum in der Tſchechoſlowakei. Eine geographiſch⸗ 
eopolitifhe Zuſammenſchau. Von Gu ſt a v 
Fech kee Hanke Mit einem Vorwort von 
Karl Haushofer. Verlag Kurt Vowinkel, 
Heidelberg⸗Berlin 1937. 335 Seiten. — lleber 
den deutſch⸗tſchechiſchen Volkstumskampf ſind in 
letzter Zeit berſchiedene gute Unterſuchungen 
erſchienen, die die tſchechiſche Nationalſtaats⸗ 
politik in ihrer Gegenſätzlichkeit zu den Ber- 
ſprechungen der leitenden Staatsmänner aufge⸗ 
eigt und die Gefahr dieſer Politik für den 
Frieden Mitteleuropas klargelegt haben. So 
ausgezeichnet die Probleme und politiſchen Zu⸗ 
ſammenhänge in den Büchern der beiden ſudeten⸗ 
deutſchen Politiker Jung und Krebs dargejtellt 
ſind, ſo klar Vorbach die furchtbare Wirkung 
der tſchechiſchen Wirtſchaftspolitik auf die auf 
kargſtem Lebensraum zuſammengedrängte ſude⸗ 
tendeutſche Bevölkerung ſchildert, Fochler⸗Hauke 
füllt eine weſentliche Hide: Der Berfaſſer, der 
faft alle Fronten des volksdeutſchen Graben⸗ 
krieges im tſchechiſchen Staat mit eigenen Augen 
geſehen hat, läßt den Leſer mitwandern zu allen 
hiſtoriſchen Zeugen deutſcher Leiſtung, läßt ihn 
alle jene ſchmerzlichen völkiſchen Verluſte mit- 
erleben und ſchildert nüchtern und doch mit 
warmem Herzen die wirkliche Lage an der 
Kampffront. Karger Boden oder milder Lehm, 
Anſpruchsloſigkeit oder hoher Lebensſtandard, 
Selbſthilfe oder der Wunſch nach ſtaatlicher 
Unterſtützung — wir erleben mit ihm die ge⸗ 
ſamte Sprachgrenze in allen Teilgebieten, ohne 
daß das große Problem verloren geht. Das 
zeichnet dieſes Buch vor anderen aus. Unter 
den Konturen des Geſamtproblems heben ſich 
beim Leſen die kleinen Abſchnitte der großen 
Kampffront heraus, Abſchnitte, von denen jeder 
ſeine eigenen, von den anderen ganz verſchiedenen 
Probleme hat, Abſchnitte, von denen keiner auf: 
gegeben werden darf, ohne die ganze Stellung 
zu gefährden. Dank dieſer mit großer Liebe 
und Sachkenntnis geſchriebenen Einzeldarſtellungen 
kann das Buch jedem, der ſich tiefer mit dem 
Volkstumskampf in der Tſchecho⸗Slowakei be⸗ 


faßt, warm empfohlen werden. — er 
Die räumliche Entwicklung der Städte 
Beuthen, Hindenburg und Gleiwitz. Von 


Franz Gabryſch. Volk und Reich Verlag, 


Berlin 1937. 96 Seiten. Mit drei Karten⸗ 
ſkizzen und einer mehrfarbigen Karte. Preis 
4,— RM. — Diefe in der Reihe „Zur Wirt: 
ſchaftsgeographie des Deutſchen Oſtens“ er⸗ 
ſchienene Arbeit behandelt eine für Oberſchleſien 
nicht nur ſtädtebaulich, wirtſchaftsgeographiſch 
und ſozial, ſondern auch grenz⸗ und volkspolitiſch 
bedeutſame Frage. Wenn dieſe letztere Seite 
der Frage in der Arbeit ſelbſt auch nicht 
erörtert wird, ſo liegen doch die in dieſer Rich⸗ 
tung aus dem Tatſachenmaterial zu ziehenden 
Folgerungen klar auf der Hand. Der Verfaſſer 
geht von den topographiſchen und ſonſtigen 
natürlichen Vorbedingungen für die Entwicklung 
der drei genannten Städte aus. Er gibt einen 
Ueberblick über deren geſchichtlichen Werdegang, 
die wirtſchaftlichen und verkehrspolitiſchen Fak⸗ 
toren, die Ausmaß und Art ihres Wachstums 
beſtimmt haben und beſtimmen. Im zweiten 
Be der Arbeit werden dann die drei 
Städtebilder geſondert in ihren Einzelheiten be- 
ſchrieben. Man erfährt von den vielfältigen 
Schwierigkeiten, denen die räumliche Ausdehnung 
von Beuthen, Hindenburg und Gleiwitz einer⸗ 
ſeits durch die politiſche Grenze und andererſeits 
durch die bergbauliche Nutzung des Geländes 
begegnet. Man hört von den Hinderniſſen, die 
der Schaffung eines einheitlichen und ge⸗ 
ſchloſſenen Siedlungsbildes daraus erwachſen, 
daß Beuthen, Gleiwitz und vor allem Hinden⸗ 
burg in den Jahrzehnten vor dem Kriege eine 
durchaus unorganiſche und unſoziale Bauent⸗ 
wicklung durchgemacht haben, und ferner daraus, 
daß überall Bergbauunternehmungen und ſchwer⸗ 
induſtrielle Großbetriebe das Weichbild der 
Städte durchſetzen. Sehr lehrreich ſind die 
Karten, die einmal die Perioden der räumlichen 
Ausdehnung der drei Städte und zum anderen 
die Aufteilung der Stadtbereiche in Wohn 
Induſtrie- und Grünflächen uſw. veranfchau: 
lichen. Die Berechtigung der Forderung nach 
einer ſtädtebaulichen Geſamtplanung der drei 
behandelten Induſtrieſtädte leuchtet nach dem in 
der Arbeit Dargelegten durchaus ein. Dr. K. 


Die Entwicklung des Großgrundbeſitzes in 
Schleſien feit 191. Von Hanns ⸗Joachim 
Richter. Wilh. Gottl. Korn Verlag, Bres⸗ 
lau 1938. 61 Seiten. Preis 0,60 RM. — 
Dieſe agrarſtatiſtiſche Unterſuchung wertet das 
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Material aus, das die ſchleſiſchen Güteradreß⸗ 
bücher bieten. Es liegen ihr drei Stichjahre, 
4894, 1917 und 1937, zugrunde. Es wird keine 
Betriebs, ſondern eine Eigentumsſtatiſtik ge- 
boten. Und zwar ſind für die einzelnen Größen⸗ 
klaſſen des Großgtundbeſitzes von 100 Hektar 
aufwärts und für die einzelnen Großgrundbeſitz⸗ 
arten (natürliche Perſonen, Familiengeſellſchaften 
und sftiftungen, juriſtiſche Perſonen und Ge: 
noſſenſchaften. Kirche und Wohltätigkeits⸗ 
anſtalten, Gebietskörperſchaften, Reich und 
Länder) auf Grund des vorliegenden Materials 
für die drei genannten Stichjahre zuſammen⸗ 
geſtellt die Zahlen der Eigentümer und der ihnen 
gehörenden Betriebe, die Geſamtflächen, die 
ſelbſtbewirtſchafteten oder verpachteten, die 
landwirtſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzten Flächen, ſowie die Grundſteuerreinerträge. 
Der Tabellenteil umfaßt 24 Seiten. Im Text⸗ 
teil mehrere graphiſche Darſtellungen. Die 
Een Beſitzungen von über 10 000 Hektar 

efamtfläche werden geſondert behandelt. Dr. K. 


Schleſiſches Himmelreich. Von Dora 
Lotti Kretſchmer. Heft s der Schleſien— 
bändchen. Herausgegeben von der Landes⸗ 


ſtelle für Heimatpflege in Niederſchleſien und 
der niederſchleſiſchen Landesgruppe der Deutſchen 

ademie. Flemmings Verlag, Breslau⸗Deutſch⸗ 
Liſſa, 1937. 64 Seiten. Preis 0,80 RM. — 
Von ſchleſiſchen „Nationalgerichten“ iſt in 
dieſem Bändchen die Rede. Wenn es wahr iſt, 
daß ſich in dem, was die Menſchen eſſen und 
wie ſie es eſſen, ein gut Teil ihrer Weſensart 
widerſpiegelt, ſo muß man der Verfaſſerin das 
Zeugnis ausſtellen, daß ſie es verſtanden hat, 
den Schleſier von dieſer Seite her trefflich zu 
zeichnen. Die Schilderung der ſchleſiſchen 
„Nationalgericht“ ift von ihr in einen volks⸗ 
kundlichen. Rahmen gekleidet worden. Es zeigt 
ſich, daß ein großer Teil dieſer Gerichte mit 
altüberlieferten Volksbräuchen in Zuſammen⸗ 
hang ſteht. Von Weihnachten und Faſtnacht 
über Frühling und Oſtern, Sommer und Ernte⸗ 
zeit ſchließt ſich über Martini und Herbſt der 
Kreis des Jahres mit ſeinen beſonderen 
Bräuchen und ſeinen beſonderen ſchleſiſchen Ge— 
richten. Hie und da 
ſtreut. Dichter, die die Freuden der ſchleſiſchen 
Tafel beſungen haben, kommen zu Wort. Von 
den Sitten und den mit ihnen verbundenen 
Speiſen bei Hochzeiten, Kindtaufen uſw. iſt die 
Rede. Was die Verfaſſerin bietet, iſt Volks⸗ 
kunde, ſchmackhaft bereitet und amüſant ge⸗ 
oten. Dr. K. 


Germanen in Schleſien. Von Ernſt 
Peterſen. Heft 5 der Schleſtenbändchen. 
Herausgegeben von der Landesſtelle für Heimat⸗ 
pflege in Niederſchleſien und der nieder⸗ 
ſchleſiſchen Landesgruppe der Deutſchen Aka⸗ 
demie. Flemmings Verlag, Breslau-⸗Deutſch⸗Liſſa 
1937. 48 Seiten. Preis 0,80 RM. — In 
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find alte Rezepte einge: * 


überaus klarer Weiſe wird in dieſer kleinen 
Schrift die Vorgeſchichte Schleſiens dargeſtellt 
und bewieſen, daß dieſes Land ein Jahrtauſend 
vor dem langſamen Einſickern der erſten Slawen 
oſtgermaniſches Heimatland war. Nach den Ba⸗ 
ſtarnen, die um 550 v. Ztw. nach der Ver⸗ 
drängung der Illyrier Teile des ſchleſiſchen 
Landes beſetzten und das von ihnen beſiedelte 
Land gegen die im 4. Jahrhundert von Böhmen 
und Mähren her vordringenden Kelten ver: 
teidigen mußten, und nach den Kimbern und Feu- 
tonen, die auf ihrem Wege nach Süden auch 
durch Schleſien zogen, wurden die Wandalen 
für 500 Jahre die Herren und Siedler des 
ſchleſiſchen Landes, das den Kern ihres weit 
nach Oſten und Süden, ins heutige Polen und 
Ungarn, ſich erſtreckenden Großreiches bildete. 
Auch die Burgunden, Goten und Gepiden, die 
erſteren vor allem in der Lauſitz, ließen im 
ſchleſiſchen Boden Zeugen ihrer Befiedlung zu. 
rück. Als dann die Hauptteile der Wandalen 
und Burgunden Schleſien verließen, blieben 
Reſte dieſer oftgermanifchen Stämme im Lande, 
zurück. Die in das ſiedlungsarm gewordene 
Land langſam einſickernden Slawen ſtanden, 
wie ſich immer glaubhafter nachweiſen läßt, 
unter oſtgermaniſcher (gotiſcher) Führung. Sie 
vermiſchten fih mit den im Lande zurück⸗ 
ebliebenen wandaliſch⸗burgundiſchen Reſten. 
hre oſtgermaniſche Führerſchicht wurde durch 
wikingiſche Volkselemente verſtärkt. Und in der 
Zeit, in der dieſer oſt⸗ und nordgermaniſche Ein⸗ 
fluß in Schleſien erloſch, begann ſchon die Zeit 
der deutſchen Wiederbeſiedlung des ſchleſiſchen 
Landes. 15 Bildtafeln und 4 Wiedergaben im 
Text ergänzen und unterftreichen die Dar- 
legungen. Von Intereſſe ſind auch die zahl⸗ 
reichen Literaturhinweiſe. Dr. K. 

Altpreußen. Vierteljahresſchrift 
für Vorgeſchichte und Volkskunde. 


Herausgegeben vom Seminar für Vor- und 
Frühgeſchichte an der Albertus-Univerfität und 


dem Pruſſia⸗Muſeum in Königsberg. Verlag 
Gräfe und Unzer, Königsberg / Pr. Schrift⸗ 
leitung: von Richthofen und aerte. 


Bezugspreis jährlich 4. — RM. — Die Zeit 
ſchrift „Altpreußen“ berichtet laufend über die 
neueften Ergebniſſe der Vor- und Frühgeſchichts⸗ 
forſchung in Oſtpreußen. Sie verzeichnet in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſtänden alle dort gemachten 
Bodenfunde. Sie läßt ſich auch die oft not⸗ 
wendige Auseinanderſetzung mit den Methoden 
und Zielen der Fachwiſſenſchaftler der Nachbar⸗ 
ſtaaten angelegen ſein. 


Werbt für 


Oſtland“ 


karl a für Anzeigen: Kurt Haupt, Fichtenau b. Berlin. — Erſcheint monatlich {primal Poſtbezug viertel⸗ 
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AM. 0,90. Einzelnummer RM. 0,20 und 
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Zentralheizungen S. m. b. l. Gegründet 1855 
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Proußilche Zeitung 
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Königsberg, Am Schloß 1. Ruf30556 
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Verband oſtpreußiſcher Brauereien e. B. 
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Wineim Tappmeyer, Königsberg Fr., Gebauhrsir.50. Rul 33337 
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Färberei 


CAILLE & LEBELT 


reinigt chemilch 
Königsberg I. Pr. 5 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 


Korsetts, Korseletts, Gesundheitsleibbinden 
Damenwäsche, Strümpfe in großer 
Auswahl zu billigsten Preisen 


Lippert & Matull 


ünzstickereil 
Nen e Pr., Münzstraße 5-6 


Spezialhaus für beste Strickkleidung 
gediegene individuelle Maßanfertigung 


Ruf 51 654 


Knittel & Welker 


Bauunternehmung 
Beton und Eisenbetonbau 
Hoch- und Tiefbau 
Königsberg i. Pr. 
Golz-Allee5 


Rut 23384 


Oster & Co. 


Königsberg i.Pr., Weldendamm 14 


Bierdruckapparate 
Repositorien 
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Seide, Wolle, eleg. Damenkleidung 
Seidenhaus 


Erich Dietz 


Königsberg Pr., Junkerstraße 5 
Musterversand bereitwilligst ! 
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Radiatoren, Heizkessel, Baustoffe 


Otto Ad. Sielmann 
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Dampflokomotiven — Preßluftanlagen — Trans- 
missionen — Betonmischmaschinen 
Königsberg Pr. 
Magisterstraße 65-66 
Telefon: 36488 und 33360 


Karl Haefele & Co. 


Inh. Wilhelm Baschka, Königsberg (r.) 
Ruf 35238 Hoverbeckstraße 22a 


Stahlbau snezana: BAUKONSIFUKLIONEN 


UNI) 

| W. Geyssel 
Werdet Aufzü 

Mitglied Förderanlagen 
der NSV Tel. 21120 


num . ee 


Gewissenhafte Beratung in allen Fragen der 
Vermögensanlage und des Geldverkehrs durch die 


Dresdner Bank 


in Ostpreußen: Königsberg / Allenstein / Elbing 


Insterburg / Lyck / Marienburg / Osterode / Tilsit 


OPEL personen- u. Lastwagen 
Großreparaturwerk 
Schott & Co., Königsberg Pr. 


L.Gamm & Sohn, Königsberg Fr. 


Gegründet 1812 


seilen und Waschmittel aller Art 


3. Trittmarher | 


Spedition u. Großfuhrbetrieb 
Königsberg Pr. 


Lizentgrabenſtr. 11-12 
Sammel: Ar. 36366 


FFF 
Gebr. Kittl 
ebr. Kittler 


Leder für alle Zwecke 


Königsberg Pr. 
Altstädtische Bergstr. 11 


C. E. Herbst 


Gumbinnen, Königstraße 14 
Papler- u. Schreibwaren 

Buchdruckerei 
Sichtkartotheken, Bürobedarf 


Schreib- und Rechenmaschinen 
Fernruf 2118 


Tapeten -Balatum 


Johs. Dikti, Königsberg Pr. 
Vorstädt. Langgasse 93 


Vorstädtische Kur-Badeanstalt 


Königsberg 


Vorstädtische Langgasse 6 


0 7794 7˙ 
je d 8.85 7 
I 
BOG 
Brüder Goertz 


ORICE: Eine kleine 


u Anzei 
Münzstr. 19 ist besser als 


D 
mu s,iofag Duo] 


Kompl. Zimmer und Einzelmöbel 


gut und preiswert 


l. Thur au, Möbelgeschäft 
Königsberg, Vorst. Langgasse 98 


Annahme von Ehestandsdarlehn 


Inh.: Gertrud Danat 


Lichtpausanftaft u.Vervleitältigungsbüro 
Königsberg Fr., Luthersir. 8. Ruf 39005 


Johanna Gerlach 


Königsberg, Mittel-Tragheim 20 
Fernruf 32 790 


Papierwaren, Büroartikel, | Werbt für 


Zeichenbedarf, techn. Papiere 


Eisengießerei u. Maschinenfabrik Ragnit 
Allgemeiner Maschinenbau 
Landmaschinenbau 

Roststäbe 


Grauguß + 


Fernsprecher 


| 


keine Anzeige! 


Tischlermeister 


> 
Diesel-Schlepper 


für Acker u. Straße 


Erich Habicht 
Königsberg i. pr., Steindamm 17 


stets tas ‚Neueste ‚aller Literaturgeblete 
in unserer 

Buchhandlung: und Leihbücherei 

Monats- und Wochen - Abonnement 


Steindamm-Bücherei 
Königsberg Pr., Steindamm 9b 
am Nordbahnhof Ruf 56654 


KÖNIGSBERG-PR. 


Steindamm 139 


MÖBELFABRIK 


und Einrichtungshaus 
Metallwarenfabrik 


Ernst Krüger 
Tilsit 
Armaturen, Dampf, Gas, Wasser 


für Industrie u. Landwirtschaft 
Zentralheizungs= 


und Warmwasseranlagen 


„OSTLAND“ 


„Triumph“ 
Schreibmaschinen 
haben Weltruf 


Karl Dudek 
Königsberg Pr. 


8 Fleischbänkenstr.38 


